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Thema:  Land bleibt doch noch im Grundbuch 

Pflege-Regress 

Land bleibt doch noch im 
Grundbuch 
Rückzug vom Rückzug: Die Steiermark ist jetzt das einzige Land, wo 
Pflegebedürftige und Angehörige noch immer zittern müssen. 

Von Claudia Gigler | 05.50 Uhr, 27. Oktober 2018 

 
Gute Pflege ist teuer - und das Land will auf seine Regressansprüche, die 
schon in Grundbüchern verankert sind, nicht verzichten © sepy - Fotolia 

"Kein Zugriff auf Vermögen mehr" titelte die Kleine Zeitung. Eine "Klarstellung" 
des Verfassungsgerichtshofes hatte dazu geführt, dass auch Wien sich dazu 
entschloss, von allen Regress-Forderungen zurücktreten. In der Steiermark 
sah man das ebenso – bis Mittwoch dieser Woche. 
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Da trudelte nämlich eine Stellungnahme des Verfassungsdienstes ein. Die 
Juristen hielten fest: Nix ist fix. Daher wird der Spruch des OGH in den 
laufenden steirischen Verfahren abgewartet und die Pflegebedürftigen bzw. 
ihre Angehörigen müssen weiter zittern. 

Für Leistungen bis 31. Dezember 2017 

Es geht um Zeiten, die schon vor dem 1. Jänner 2018 im Heim verbracht 
wurden. Und es geht um die Regressansprüche, die sich das Land im Wege 
von Eintragungen ins Grundbuch sicherte. 

Der Landes-Verfassungsdienst vertritt die Meinung, dass die Eintragung ins 
Grundbuch – die die Rückerstattung von Pflegeheimkosten sicherstellt – nicht 
umfasst ist von der Klarstellung der Höchstrichter, weil die 
Vermögensübertragung rechtlich bereits erfolgt sei. 

Die "Klarstellung" des Verfassungsgerichts sei nicht im Wege einer direkten 
höchstgerichtlichen Entscheidung erfolgt, sondern nur in der 
Entscheidungsbegründung zu einem Fall enthalten. Der VfGH hat sich dort für 
unzuständig erklärt und nur in der Begründung angemerkt, dass ohnehin alle 
Forderungen vom Tisch seien. 

Das reicht dem steirischen Verfassungsdienst nicht. Drei Fälle sind beim OGH 
anhängig. In allen anderen Ländern wurde das Signal des OGH zum Anlass 
genommen, eine politische Entscheidung zu treffen und auf alle Forderungen 
zu verzichten. 

"Laufende Verfahren" 

Pflegelandesrat Christopher Drexler (ÖVP) will genau das im Sinne der 
Steuerzahler nicht tun, ohne eine eindeutige rechtliche Grundlage dafür zu 
haben. "Wir sind in einem laufenden Verfahren, in dem wir in erster Instanz 
recht bekommen haben und dem OGH jetzt eine Stellungnahme abgeben 
mussten. Der OGH wird entscheiden, das warten wir ab." 
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Konkrete Folgen: Die Steirer müssen womöglich zahlen, während andere nicht 
mehr zahlen. Erben trauen sich ihr Erbe nicht anzutreten, nicht wissend, 
welche Lasten noch auf sie zukommen. Grundstücke können nicht veräußert 
werden, weil sie belastet sind.  
Zumindest für Letzteres hat man einen Weg gefunden: Das Land geht in 
diesem Fall heraus aus dem Grundbuch, die aushaftende Summe muss aber 
bis zum OGH-Entscheid treuhändisch hinterlegt werden. 

Rechtsvertreter der Betroffenen wie Notar Horst Neuhold aus 
Deutschlandsberg sind genervt: "Alle habe gejubelt, dass das endlich vorbei 
ist, und jetzt der Dämpfer. Die Steiermark ist das einzige Bundesland, das 
immer noch keine klare Entscheidung trifft." 

 


